
Suchergebnisse: Vollmacht

Februar 1308 – Der Papst ist von der Unschuld der Tempelherren überzeugt

Avignon - Paris * Der Papst, der inzwischen von der Unschuld der Tempelherrenmüberzeugt ist,

suspendiert die Vollmachten der Inquisitoren. Die inhaftierten Templer bleiben allerdings in den

Gefängnissen des Königs. Auch wenn die Vernichtung des Templer-Ordensmvorerst

fehlgeschlagen ist, so lässt König Philipp IV. dennoch nicht locker.

16. März 1607 – Kaiser Rudolf II. bevollmächtigt Herzog Maximilian I. zum Kampf

Wien - München - Donauwörth * Kaiser Rudolf II. bevollmächtigt Herzog Maximilian I. mit dem

Schutz der katholischen Minderheit von Donauwörth.

März 1609 – Der Donauwörther Hexenprozess greift auf Wemding über

Wemding * Der Donauwörther Hexenprozess greift durch Denunziation auf Wemding über. Auch

der dortige Pfleger Konrad Bemelberg d. J., der Sohn des Donauwörther Statthalters, erhält vom

Münchner Hofrat Dr. Johann Simon Wagnereckh eine Blankovollmacht zur

Folteranwendung. Das Amt des Richters übt Dr. Gottfried Sattler aus.    Neun Frauen und ein

Mann werden daraufhin der Hexerei bezichtigt und später hingerichtet. 

20. Mai 1624 – Die Seelsorge der Basilianer scheitert an ihrer Sonderstellung

München - Au * Ein zweiter Basilianer-Pater trifft in der Au ein. Der Pater bringt eine päpstliche

Bulle mit, die außerordentliche Vollmachten für den Orden enthält. Aufgrund der gewährten

Sonderstellung der Basilianer ist der Ordinarius von Freising nicht mehr bereit, auf seine Rechte

an der Pfarrei zu verzichten.  Auch das griechische Zeremoniell stößt beim Alt-Herzog auf

Ablehnung. So heißt es: „Wegen des griechischen Gesangs und Ritus wünschen wir, dass

niemals eine feierliche Messe in griechischer Form, mit griechischem Gesang und Zeremoniell,

abgehalten werde.“  Damit scheitert die vom baierischen Herrscherhaus angestrebte

eigenständige Seelsorge in der Au.
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5. Mai 1628 – Oberösterreich geht von Baiern wieder an den Kaiser

München - Linz * Oberösterreich wird von Baiern an die Bevollmächtigten des Kaisers

übergeben. 

11. Dezember 1650 – Eine Hochzeit „kraft Vollmacht“ in Turin

Turin * Die 14-jährige savoyische Prinzessin Henriette Adelaide wird in Turin „per procurationem“,

also kraft Vollmacht, mit dem gleichaltrigen baierischen Kurprinzen Ferdinand Maria verheiratet.

Die Stelle des abwesenden Bräutigams nimmt ihr Bruder Carl Emanuel II. ein. 

30. September 1689 – Das Kirchlein der Eremiten am Wallersee wird geweiht

Walchensee * Durch großzügige Spenden der Kurfürstin und Dritter kann das Kirchlein der

Eremiten am Wallersee vom Freisinger Weihbischof zu Ehren der heiligen Anna geweiht werden. 

  Zur selben Zeit bevollmächtigt der Freisinger Generalvikar Pater Onuphrius zur Spendung der

Sakramente. Die wenigen Siedlungen der abgelegenen Gegend sehen in den

Waldbrüdern nämlich willkommene Seelsorger. 

1779 – Benjamin Thompson stattet britische Streitkräfte in den Kolonien aus

London * Benjamin Thompson wird zum Bevollmächtigten für die Ausstattung der britischen

Streitkräfte in den Kolonien. Er kauft die Uniformen oder den Stoff, aus dem sie hergestellt

werden, in London und verkauft sie der Armee in den Kolonien zum besten Preis, den er erzielen

kann. Bei diesem höchst spekulativen Geschäft verdient Thompson sehr viel Geld.

1. Februar 1795 – Der Heiratskontrakt wird unterzeichnet

München - Mailand * Der Heiratskontrakt&nbsp;für die Ehe zwischen dem baierischen Kurfürsten

Carl Theodor und der Prinzessin Maria Leopoldine von Österreich-Este wird von den

Bevollmächtigten unterschrieben.&nbsp;       Das Heiratsgut&nbsp;wird auf 162.000 rheinische

Gulden festgesetzt.   Kurfürst Carl Theodor hat die gleiche Summe einzubringen und noch etwa

54.000 Gulden als „Morgengabe“ draufzulegen. &nbsp;   Außerdem erhält die junge Kurfürstin zu

Lebzeiten des Kurfürsten jährlich 30.000 Gulden in bar ausbezahlt.   Das gesamte Geld wird
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angelegt und zu fünf Prozent verzinst.   Das soll ihr nach dem Ableben Carl Theodors jährlich

etwa 17.000 Gulden einbringen.&nbsp;

19. August 1798 – Rumford wird Bevollmächtigter Minister Baierns am Großbritannischen Hof

München - London * Sir Benjamin Thompson Reichsgraf von Rumford wird zum Bevollmächtigten

Minister Baierns am Kgl. Großbritannischen Hofe ernannt und verlässt deshalb Baiern. Die

Oberaufsicht über den Ausbau des Englischen Gartens gibt er gleichzeitig an seinen Nachfolger

Reinhard Freiherr von Werneck ab.

19. September 1798 – Rumford tritt in London seinen neuen Job an

London * Sir Benjamin Thompson, Reichsgraf von Rumford, tritt in London seinen neuen Job als

Baierischer Generalbevollmächtigter an.

24. November 1802 – Aretin übernimmt die Zivilbesitzergreifung des Hochstifts Freising

Freising - Mühldorf * Kurfürst Max IV. Joseph ernennt Johann Adam Freiherr von Aretin zum

Generalkommissar für die Zivilbesitzergreifung des Hochstifts Freising sowie der Stadt

Mühldorf und gibt ihm weitreichende Vollmachten. 

26. November 1802 – Freiherr von Aretin nimmt per Dekret die Stadt Mühldorf in Besitz

Mühldorf * Kurfürst Max IV. Joseph bevollmächtigt Johann Adam Freiherr von Aretin per Dekret

die Stadt Mühldorf in Besitz zu nehmen. 

6. September 1805 – Die österreichische Armee belagert Schloss Nymphenburg

Schloss Nymphenburg * Einhundert österreichische Husaren und Dragoner umzingeln - unter der

Leitung des kaiserlichen Feldmarschalls Carl Philipp Fürst zu Schwarzenberg - Schloss

Nymphenburg. Sie nötigen den sich dort aufhaltenden Kurfürsten Max IV. Joseph „ultimativ“ zum

Eintritt in die antifranzösische Koalition. Zur Unterstreichung seiner Forderung lässt der

Feldmarschall das Schloss umstellen und von München abriegeln, worüber die baierische
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Bevölkerung entsetzt ist.    Offensichtlich will der Kurfürst, der den Vertrag von Bogenhausen

noch nicht unterschrieben hat, schon dem österreichischen Drängen nachgeben, als Maximilian

Joseph Freiherr von Montgelas ernsthaft mit seinem Rücktritt vom Amt des Außenministers droht.

Dem Kurfürsten und seinem leitenden Minister gelingt es immerhin, die Verhandlungen mit dem

österreichischen Bevollmächtigten zu verzögern und die Österreicher über die baierischen

Absichten bis zum 9. September im Unklaren zu lassen.     Unter dem Vorwand, den gerade in

Frankreich weilenden Kronprinzen Ludwig nicht zu gefährden, erzielt Max IV. Joseph einen

Zeitaufschub. Bis dahin hat die kurfürstliche Familie die Haupt- und Residenzstadt München

heimlich in Richtung Würzburg verlassen. Auch die baierische Armee war inzwischen in Franken

und in der Oberpfalz zusammengezogen worden. 

1821 – Joseph Anton von Maffei gehört den Gemeindebevollmächtigten an

München-Graggenau * Joseph Anton von Maffei gehört dem Kollegium der

Gemeindebevollmächtigten, später dem Magistrat an.

1824 – Politisches und gesellschaftliches Engagement

München - Vorstadt Au * Franz Xaver Zacherl ist seit der Gründung des Polytechnischen Vereins

ein engagiertes Mitglied.   Für die Vorstadt Au arbeitete er zunächst als

Gemeindebevollmächtigter, dann zwölf Jahre lang als Magistratsrat.

März 1824 – Pläne für eine Synagoge in der Lederergasse

München * Die Gruppe der Israelitischen Kultusgemeinde, die für den Bau der Synagoge in der

Lederergasse eintritt, macht nochmal einen Vorstoß für den von ihr gewünschten Bauplatz.  

Während der Stadtmagistrat dem Vorschlag positiv gegenüber steht, lehnt das Gremium der

Gemeindebevollmächtigten das Ansinnen ab und verweist auf die Erweiterung des

Viktualienmarkts und städtischen Neubauten. 

22. Juni 1832 – Diktatorische Vollmachten um die Unruhen im Rheinkreis zu „befrieden“

München - Hambach - Gaibach - Speyer * Auf ausdrücklichen Befehl des Königs Ludwig I. wird

jetzt gegen die Aktivisten von Hambach und Gaibach mit harten Strafen
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vorgegangen. Feldmarschall Carl Philipp Joseph Fürst von Wrede wird vom Bayernkönig mit

nahezu diktatorischen Vollmachten ausgestattet, um die Unruhen im Rheinkreis zu „befrieden“

und um gleichzeitig die Verwaltungsmissstände zu untersuchen.     Der Regierungspräsident des

Rheinkreises, Ferdinand Freyherr von Adrian-Werburg, wird abberufen und durch den früheren

Generalkommissär von Carl Albert Leopold Freiherr von Stengel ersetzt. Die bayerischen

Truppenkontingente treffen in der Pfalz ein. 

10. Dezember 1865 – Fluchtartig verlässt Richard Wagner München

München-Maxvorstadt - Triebschen * Richard Wagner verlässt fluchtartig seine Villa in der

Brienner Straße 21 (heute 37) und flieht nach Triebschen in der Schweiz. Die Münchner

Gemeindebevollmächtigten sprechen sich in ihrer Sitzung für die Übersendung einer

„Danksagung der Stadt München für die Entfernung Richard Wagners aus Bayern“ an den König

aus. Diese Aktion wird allerdings nach einem Einspruch des Magistrats unterbleiben.     Zwischen

Mai 1864 und Dezember 1865 hat Richard Wagner von der Kabinettskasse 99.400 Gulden

erhalten. In dieser Summe sind weder die Zuschüsse an Wagner nahestehende Personen, noch

die Zuwendungen für die „Tristan und Isolde“-Aufführung in Höhe von 57.500 Gulden. Das

entspricht etwa einem Drittel der jährlich rund 300.000 Gulden aus der Kabinettskasse, über die

der König ein freies Verfügungsrecht besitzt.

Oktober 1866 – Das Haidhauser Komitee ist für einen Bahnhof in Haidhausen

München-Haidhausen - München-Giesing - München-Au * Nachdem Einzelheiten über den

Streckenverlauf und den Bahnhofsstandort der Eisenbahnstrecke nach Braunau am Inn

durchgesickert sind, gründen sechs Haidhauser Unternehmer und Geschäftsleute ein Komitee.

Nach den Planungen der Eisenbahn-Generaldirektion soll der künftige Ostbahnhof an der

heutigen Regerstraße, auf damals Giesinger Gebiet, entstehen. Dieser Standort gilt als ideal, da

er       von den Zentren der drei Stadtviertel Au, Giesing und Haidhausen nahezu gleich weit

entfernt ist und   einer möglichen Erweiterung des Bahnhofs sowie der Ansiedelung von Industrie-

und Gewerbebetrieben nichts im Wege steht.        Das Haidhauser Komitee spricht sich gegen

den Bahnhofsstandort in Giesing und für einen solchen in Haidhausen - nahe dem heutigen

Rosenheimer Platz - aus. Der Vorsitzende des Haidhauser Komitees ist der Besitzer der

Franziskaner-Leistbrauerei, Joseph Sedlmayr. Nach Auffassung der Haidhauser Unternehmer

spricht für den Standort Haidhausen, dass       der Hauptpersonen- und Hauptgüterverkehr schon

immer über diesen Ort lief und demzufolge   alle verkehrstechnischen Infrastruktureinrichtungen

vorhanden sind.   Die „gefährliche Verkehrsanbindung“ über den steilen und nicht regulierten
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Giesinger Berg und dem gleich abschüssigen Nockherberg sprechen gegen Giesing.   Hinzu

kommen die fehlenden Brückenverbindungen für die Pferdefuhrwerke.      Der Münchner

Magistrat und das Kollegium der Gemeindebevollmächtigten schließen sich umgehend den

Forderungen der Haidhauser an. Doch das für den Eisenbahnbau in Bayern zuständige

Handelsministerium steht den Vorschlägen völlig konträr gegenüber, da nach seiner Auffassung

der zweite Bahnhof höchstens ein kleiner Nebenbahnhof werden soll, an dem nur wenige Züge

halten. 

September 1867 – Der Ostbahnhof-Standort wird neu festgelegt

München-Haidhausen * Nur wenige Wochen nach der vorhergehenden Entscheidung, stell die

Generaldirektion der kgl. Staatseisenbahnen fest, dass sie wegen bautechnischer

Schwierigkeiten auf den Bau der Sedlmayr‘schen Alternative zugunsten der

Eichthal‘schen verzichten muss. Und diese Entscheidung steht felsenfest.    Da bewirkten selbst

die Proteste des Besitzer der Franziskaner-Leistbrauerei, Joseph Sedlmayr, der die getroffene

Entscheidung lauthals als „Resultat gelungener Agitation und Privatspekulation“ bezeichnet,

nichts mehr.    Als eindeutiger Gewinner geht aus diesem monatelangen Tauziehen Carl von

Eichthal hervor. Der Hofbankier hat anno 1856 zusammen mit den bedeutendsten deutschen

Großunternehmern und Bankchefs die Ostbahn-Aktiengesellschaft ins Leben gerufen.    Carl von

Eichthal gehört unter anderem dem Kollegium der Gemeindebevollmächtigten sowie der

Abgeordnetenkammer an und verfügt damit über einen massiven Informationsvorsprung, der

seine Eisenbahngeschäfte mit der Bodenspekulation verschmelzen lässt.    Bei der

Entscheidungsfindung für die äußere Bahnlinie und dem Bahnhofsstandort am Kuisl war es

zumindest nicht hinderlich, dass Gustav von Schlör vor seiner Ernennung zum

Handelsminister lange Jahre Direktor bei der Ostbahngesellschaft war.      Eichthal und Schlör

kennen sich persönlich gut und dem entsprechend gut sind die geschäftlichen Verbindungen

zwischen dem Bankier und dem Minister. Darüber, ob es interne Absprachen zwischen den

beiden Akteuren gab oder dass der einflussreiche Bankenchef Druck auf den

Staatsminister ausübte, lässt sich nur spekulieren. 

15. März 1871 – Die Baulinie für das Eichthal‘sche Areal ist bereits genehmigt

München-Haidhausen * Bis zur Eröffnung des Empfangsgebäudes des von Friedrich Bürklein

entworfenen Braunauer Bahnhofs haben die Münchner Gemeindebevollmächtigten die Baulinie

für das angrenzende Eichthal‘sche Areal bereits genehmigt. 
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17. April 1871 – Ignaz von Döllinger wird in aller Form exkommuniziert

München * Ignaz von Döllinger wird vom Erzbischof von München und Freising, Gregor von

Scherr, in aller Form exkommuniziert. Er bleibt es bis an sein Lebensende. In der Karwoche 1871

liest er in der Hofkapelle zum letzten Mal die Messe.     Daraufhin beschließen die Ratskollegien

der Stadt, Magistrat und Kollegium der Gemeindebevollmächtigten, ihm „wegen seiner mutigen

Haltung gegen Rom“ das Ehrenbürgerrecht der Stadt München zu verleihen. Doch das lehnt

Ignaz von Döllinger ab. 

1880 – Ein 15 x 4 Meter großes Monumentalgemälde des Malers Karl von Piloty

München-Graggenau * Der große Sitzungssaal für die Gemeindebevollmächtigten im Neuen

Rathaus wird mit einem 15 x 4 Meter großen Monumentalgemälde des Malers Karl von Piloty

geschmückt.

9. November 1893 – Ein monumentaler Brunnen am Weißenburger Platz als Sieges-Monument

München-Haidhausen * Der Haidhauser Gemeindebevollmächtigte und Wachsfabrikant Anton

Forster schlägt „Zum Gedenken an die 25. Wiederkehr der glorreichen Siege von 1870/71“ dem

Kollegium der Gemeindebevollmächtigten einen monumentalen Brunnen am Wörthplatz, dem

heutigen Weißenburger Platz, vor.   

1. März 1894 – Friedensmonument am Weißenburger Platz

München-Haidhausen * Der Antrag des Haidhauser Gemeindebevollmächtigte und

Wachsfabrikant Anton Forster zur Errichtung eines monumentalen Brunnens am heutigen

Weißenburger Platz wird genehmigt.   Im Verlauf der Planungen nimmt man vom Standort

Wörthplatz [= Weißenburger Platz] Abstand, da abzusehen war, dass sich die Weißenburger

Straße zu einer Hauptverkehrsader entwickeln würde und entscheidet sich für das Forum in der

Wörthstraße, dem heutigen Bordeauxplatz.   Weitere Vorschläge folgen. Universitätsprofessor

Johann Nepomuk Sepp konkretisiert die Planungen, indem er der Abgeordnetenkammer in einem

„leidenschaftlichen Appell an das deutsche Nationalgefühl“ ein Thema aus der Siegfried-Sage

vorschlägt. Als Hauptfigur soll Siegfried in dem Augenblick dargestellt werden, als er aus der

Quelle Wasser schöpft und Hagen nach seiner einzigen verwundbaren Stelle Ausschau hält. 
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10. Mai 1897 – Grundsteinlegung am Friedensmonument

München-Haidhausen * Der Platz am Friedensmonument an der Prinzregent-Luitpold-Terrasse ist

mit Fahnen und Bäumchen geschmückt. Es ist alles erschienen, was in München Rang und

Namen hat. Prinzregent Luitpold schreitet die Front der Veteranen ab, legt anschließend den

Grundstein und zeichnet den Initiator des Denkmals, den Gemeindebevollmächtigten Anton

Forster, mit einem Orden aus. Danach begibt sich der bayerische Regent zum Haidhauser

Johannisplatz, um die Huldigung der Bevölkerung entgegenzunehmen. 

15. Februar 1912 – SPD-Antrag zur Erhaltung „geeigneter Herbergsanwesen“ für die Nachwelt

München * Die SPD-Fraktion des

Gemeindebevollmächtigtenkollegiums&nbsp;beantragt:&nbsp;„Einen beliebigen Block geeigneter

Herbergsanwesen von besonderer Eigenart für die Nachwelt zu erhalten“.

21. Mai 1913 – Der Komponist Richard Wagner erhält ein Denkmal

München-Bogenhausen - München-Haidhausen * Einen Tag vor dem 100. Geburtstag Richard

Wagners wird ihm zu Ehren eine Statue neben dem Prinzregententheater enthüllt. Heinrich

Waderé? hat das Monument gestaltet. Aus mehreren zur Verfügung stehenden Entwürfen

wählt man denjenigen aus, der den Komponisten in ähnlicher Pose zeigt, wie das berühmte

Porträt von Johann Wolfgang von Goethe in der Campagne.    Da die ruhende Darstellung des

Künstlers extrem stark im Gegensatz zu dem unsteten Leben des Musikers steht, kommt bald

Kritik hoch, in die sogar das städtische Kollegium der

Gemeindebevollmächtigten einstimmt. Letztlich beruhigt aber ein einziges Argument alle

Kritikerstimmen: Da Richard Wagner von Natur aus nur mit einer geringen Körpergröße

ausgestattet war, hätte ein stehendes Denkmal die Öffentlichkeit nur wenig beeindruckt.    Der

Marmor für die Figur stammt vom Untersberg. Er umfasst als Rohblock 14 Kubikmeter Inhalt und

wiegt 600 Zentner. Über dreißig Pferde sind notwendig, um diese gewaltige Last

vom Untersberger Steinbruch zur nächsten Eisenbahn zu schaffen, mit der er ab Berchtesgaden

nach München gebracht wird. Bildhauer Heinrich Waderé hat sich am Ostbahnhof ein

provisorisches Atelier eingerichtet.    Da die fertige Marmorfigur noch immer 450 Zentner wiegt

gestaltet sich der Transport vom Atelier zum Aufstellungsort als besonders schwierig. Er nimmt

mehr als zwei Tage in Anspruch. Die Statue muss mit einer Straßenlokomotive der Firma

Maffei zum Ort seiner Aufstellung gebracht werden. Dort behindert vor allem der weiche Boden

die Arbeiten, da sich die Räder des Transportwagens immer wieder eingraben.    Cosima und
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Siegfried Wagner lehnen ihre Teilnahme an der Denkmalenthüllung ab. Bei Cosima sind es

gesundheitliche, bei Siegfried grundsätzliche Gründe. Die Konkurrenz der Münchner

Festspiele für Bayreuth sind aber die wahren Beweggründe.    Das gesellschaftliche Ereignis an

der Prinzregentenstraße wird durch Richard Wagners „Huldigungsmarsch“ eröffnet. Münchens

erster Bürgermeister, Wilhelm von Borscht, hält eine Ansprache und Ernst von Possart, der

Initiator des Denkmals, sagt in seiner Rede: „So grüßen wir Dich, Unsterblicher! Möge Dein Antlitz

uns leuchten“. Prinzregent Ludwig III. enthüllt schließlich das Wagner-Denkmal.    Die

sozialdemokratische Tageszeitung Münchener Post kommentiert das Ereignis mit den

Worten: „Das Streben Münchens, die seiner Zeit an Bayreuth abgegebene Hegemonie im Reiche

von Wagners Kunst an sich zu bringen - das heimliche Agens [die treibende Kraft] unserer

Festspiele - hat uns nun endlich ein würdiges Denkmal des Meisters beschert.“    Gleichzeitig

kritisiert das Blatt, dass der Eröffnungsakt nicht dem Festwiesenbild der

Wagner'schen Meistersinger entsprach und auf den „Wach-auf-Chor“ kein spontaner Jubel des

Volkes, sondern ein „hochoffiziell-eisernes Schweigen“ der „aristokratisch-bürgerlichen

Festversammlung“ folgt. Den Abschluss der Einweihungsfeierlichkeiten für

das Musiker-Standbild bildet der „Tannhäusermarsch“.

13. Dezember 1914 – Neuwahl des Münchner Magistrats

München * Der Münchner Magistrat wird gewählt.        Die 20 bürgerlichen

Magistratsräte gehören folgenden Parteien an: Liberale Partei 8, Sozialdemokratische Partei 7,

Zentrum 5.    Die 60 Gemeindebevollmächtigten setzen sich zusammen aus:

Sozialdemokratische Partei 22, Liberale Partei 18, Zentrum 17, Haus- und Grundbesitzer 3.      

Oberbürgermeister bleibt Dr. Wilhelm von Borscht. II. rechtskundiger Bürgermeister wird Dr. Otto

Merkt. Die Wahlperiode dauert drei Jahre.

31. August 1916 – Wer soll die Not der Bevölkerung lindern ?

München * In der Sitzung der Gemeindebevollmächtigten erinnert der Vorstand einen Referenten

eindringlich an den Burgfrieden. Der Referent hat sich in seinen Ausführungen energisch gegen

diejenigen gewandt, die den Krieg gewollt haben und die jetzt auch die Not der Bevölkerung zu

lindern hätten. 

29. September 1918 – Die bulgarische Regierung unterzeichnet einen Waffenstillstand
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Skopje - Thessaloniki * Eine französische Kavalleriebrigade zieht in die mazedonische Hauptstadt

Skopje ein. In der Nacht unterzeichnen die bevollmächtigten Abgesandten der bulgarischen

Regierung in Thessaloniki den Waffenstillstandsvertrag. Der Vertrag tritt am 30. September

Mittags in Kraft. Bulgariens Kapitulation bedeutet für das Deutsche Reich       den Stopp der

enorm wichtigen Lebensmittellieferungen nach Deutschland.   Für die Alliierten ist jetzt der Weg

zur Donau frei.   Die bulgarischen Streitkräfte verzeichnen im Ersten Weltkrieg über 100.000 Tote

und über 140.000 Verwundete, bei einer Vorkriegsbevölkerung von rund 4,5 Millionen und einer

Gesamtzahl von 1,2 Millionen Mobilisierten. 

3. Oktober 1918 – Die Rechte der Einzelstaaten sollen garantiert werden

Berlin * Der Bundesrat tagt. Auf der Versammlung der fürstlichen Bevollmächtigten wird den

verbündeten Regierungen erstmals reiner Wein über die politische und militärische Lage

eingeschenkt. Die Anwesenden sind zwar über die „schrecklichen“ Tatsachen entsetzt. Aktiv in

die Reichspolitik wollen sie sich aber nicht einbringen. Allerdings sollen die Rechte der

Einzelstaaten vom Reichskanzler Max von Baden garantiert werden. 

5. Oktober 1918 – Der Reichskanzler sichert den Einzelstaaten ihre Rechte zu

Berlin * Reichskanzler Max von Baden sichert den Bevollmächtigten der Bundesfürsten die

Rechte der Einzelstaaten zu, indem er sich als den berufenen Garanten für die Wahrung der

Bundesstaatlichkeit des Reiches bezeichnet. 

14. November 1918 – Die erste Sitzung des Arbeitsausschusses

München-Graggenau * Der aus 23 Mitgliedern bestehende Arbeitsausschuss hält seine erste

Sitzung ab.        Er tritt neben dem Magistrat und dem Kollegium der

Gemeindebevollmächtigten als beschlussfassendes Organ an.   Später wird er als Arbeits- und

Demobilmachungsausschuss auftreten. 

24. Dezember 1918 – Reichskanzler Ebert gibt dem Kriegsminister eine Blankovollmacht

Berlin * Zwischen 0:30 und 1:00 Uhr erklärt Reichskanzler Friedrich Ebert sein Einverständnis

zum Angriff auf das Stadtschloss und den Marstall. „Die Situation war sehr ernst, und wir haben
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dann den Kriegsminister gebeten, das Erforderliche zu veranlassen, um Wels zu befreien.“ 

24. Dezember 1918 – Ein gesichtswahrendes Verhandlungsergebnis

Berlin * Eine Besprechung wird in der Universität anberaumt, die die Bevollmächtigten der

Regierung unter der Leitung des USPD-Vorsitzenden Georg Ledebour geführt wird. Es wird

beschlossen:       Die Truppen des Generalkommandos ziehen mit allen militärischen Ehren aus

der Stadt.   Die Matrosen bleiben bewaffnet.   Die Volksmarinedivision räumt das Stadtschloss

und den Marstall.   Sie wird - wie bereits vorgesehen - von 1.500 auf 600 Mann reduziert.   Die

entlassenen Matrosen werden in die Republikanische Soldatenwehr integriert. 

3. Februar 1919 – Ex-Königin Marie Therese stirbt auf Schloss Wildenwart

Schloss Wildenwart * Marie Therese, Erzherzogin von Österreich-Este, Prinzessin von Modena

sowie Ehefrau von Ex-König Ludwig III. und damit die abgesetzte letzte bayerische Königin, stirbt

auf Schloss Wildenwart&nbsp;im Chiemgau. Das Direktorium des Magistrats&nbsp;und der

Vorstand der Gemeindebevollmächtigten&nbsp;sprechen dem Ex-König ihr Beileid zum Tod der

Ex-Königin aus und übersenden eine „Blumenspende“.&nbsp;

13. März 1919 – Der Zentralrat schlägt die Errichtung eines Zentralwirtschaftsamts vor

München * Der Zentralrat schlägt die Errichtung eines Zentralwirtschaftsamts mit besonderen

Vollmachten vor, das neben der Regierung arbeiten soll.&nbsp;

17. März 1919 – Johannes Hoffmann (SPD) einstimmig zum Ministerpräsidenten gewählt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen zu

seiner ersten Sitzung seit dem 21. Februar zusammen. Die Abgeordneten müssen nacheinander

vier Leibesvisitationen und Ausweiskontrollen über sich ergehen lassen.   Eine neue Regierung

unter dem Vorsitz des Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hoffmann wird eingesetzt und mit

einem Ermächtigungsgesetz mit umfangreichen Vollmachten ausgestattet.   Johannes Hoffmann

wird auf der Basis des noch von Kurt Eisner vorbereiteten Vorläufigen Staatsgrundgesetzes vom

17. März 1919 zum Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern gewählt. Er wird deshalb auch als

erster parlamentarischer, also vom Vertrauen des gewählten Landtags getragener
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Ministerpräsident bezeichnet. Aus diesem Grund ist - bis zum heutigen Tag -  in der Bayerischen

Staatskanzlei in der Galerie der Ministerpräsidenten kein Bild von Kurt Eisner aufgenommen

worden.   Der Landtag nimmt das vorläufige Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern an.

Darunter das Gesetz über die Aufhebung des bayerischen Adels. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das

Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in

Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung
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und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten

sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des

überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im

neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik

folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im

Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie

nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

28. April 1919 – Die Diktatur der Roten Armee beginnt

München-Graggenau * Noch vor der Wahl wird das Hofbräuhaus von Einheiten der Roten Armee

umstellt. Diese fordern       die sofortige Beseitigung der Polizei und   die Ausstattung des

Oberkommandos der Roten Armee mit allen Vollmachten, „um den erfolgreichen Kampf gegen

die Weiße Garde und besonders gegen die innere Reaktion führen zu können“.      Aus der

Diktatur der Betriebsräte ist eine Diktatur der Roten Armee geworden. Unter ihrem
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Oberkommandierenden Rudolf Egelhofer ist die Wahl des neuen Aktionsausschusses mehr oder

weniger gegenstandslos geworden. 

7. Mai 1919 – Übergabe des Entwurfs für den Versailler Vertrag

Versailles * Im Trianon-Palast-Hotel in Versailles wird dem deutschen Bevollmächtigten der

Entwurf der Friedensbedingungen überreicht. Deutschland kann innerhalb von 14 Tagen

schriftliche Bemerkungen dazu abgeben. Eine mündliche Aussprache soll nicht stattfinden. 

26. September 1923 – Generalstaatskommissar von Kahr verhängt den Ausnahmezustand

München * Der gerade zum Generalstaatskommissar mit diktatorischen Vollmachten ernannte

Gustav Ritter von Kahr verhängt den Ausnahmezustand in Bayern.       Damit unterstellt er die in

Bayern stationierten Einheiten der Reichswehr seinem Kommando.   Gleichzeitig verbietet er das

Erscheinen der sozialdemokratischen Zeitung Münchener Post. 

26. September 1923 – Gustav Ritter von Kahr wird zum Generalstaatskommissar ernannt

München * Die bayerische Regierung ernennt Gustav Ritter von Kahr - aus Protest gegen den

Abbruch des Ruhrkampfes durch die Reichsregierung - zum Generalstaatskommissar, auf den

die gesamte exekutive [= vollziehende] Gewalt übergeht. Er hat damit diktatorische Vollmachten.  

 Gustav von Kahr, Otto von Lossow, der Befehlshaber des Wehrkreises VII, und der Chef der

Landespolizei, Hans Ritter von Seisser, regieren den Freistaat Bayern als Triumvirat und bereiten

zusammen mit Rechtsradikalen in Norddeutschland den Staatsstreich in München und Berlin

vor. 

20. Juli 1932 – Es kommt zum sogenannten Preußenstaatsstreich

Berlin * An diesem Tag kommt es zum sogenannten Preußenstaatsstreich. Mit Vollmacht des

Reichspräsidenten Paul von Hindenburg setzt Reichskanzler Franz von Papen die

sozialdemokratische Preußische Staatsregierung ab und ernennt sich selbst zum

Reichskommissar für Preußen.     Die preußischen Ministerien werden durch die

Reichswehr besetzt und die Minister unter Gewaltandrohung aufgefordert, ihre Amtsräume zu

verlassen. Preußen erhält den Status eines Reichslandes, das ohne eigene Regierung, von der
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Reichsregierung mit der linken Hand mitregiert wird. Das bedeutet das Ende der staatlichen

Eigenexistenz Preußens, womit die diplomatische Vertretung an der Prinzregentenstraße

überflüssig geworden ist.    Die Schack-Galerie wird seither - bis zum Jahr 1939 - von der Berliner

Schlösserverwaltung betreut. Mit dem Verschwinden der Preußischen Gesandtschaft geht aber

auch ein Stück bayerische Eigenständigkeit verloren.
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